Beilage 


Nr. 19 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 6. Mai 1896. 


Bekanntmachung. 

Der Heilbronner Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Heil⸗ 
bronn wird auf Grund der vorgelegten Statuten die 
Erlaubniß zum Betriebe des Transportverſicherungs⸗ 
Geſchäfts in Preußen unter nachſtehenden Bedingungen 
ertheilt: 

1) Jede Veränderung der Geſellſchafts⸗Statuten iſt 
anzuzeigen und bei Verluſt der ertheilten Erlaub: 
niß der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe zu unterbreiten. 

2) die Erlaubniß, ein von der Landespolizeibehörde 
(Nr. 6) feſtzuſtellender Auszug des Statuts und 


bleibt überlaſſen, über die Aufſtellung dieſer Bilanz 
beſondere Beſtimmung zu treffen. Die General: 
Bilanz muß eine Gegenüberſtellung ſämmtlicher 
Aktiva und ſämmitlicher Paſſiva, letzterer ein: 
ſchließlich des Grundkapitals enthalten, unter 
den Aktivis dürfen die vorhandenen Effekten 
höchſtens zu dem Tagescourſe erſcheinen, welchen 
dieſelben zur Zeit der Bilanzaufſtellung haben, 
ſofern dieſer Cours jedoch den Anſchaffungspreis 
überſteigt, höchſtens zu letzterem angeſetzt werden; 
bloße Grüdungs- oder Verwaltungskoſten dürfen 
nicht als Aktiva aufgenommen werden. 


etwaige Aenderungen des Statuts ſind in den 7) Der General⸗Bevollmächtigte hat ſich zum Vor⸗ 
Amtsblättern derjenigen Bezirke, in welchen die theile ſämmtlicher Gläubiger der Geſellſchaft in 
Geſellſchaft durch Agenten Geſchäfte betreiben will, Preußen perſönlich und erforderlichenfalls unter 
auf Koſten der Geſellſchaft zu veröffentlichen. Stellung hinlänglicher Sicherheit zu verpflichten, 
3) In allen Proſpekten und Bekanntmachungen der für die Sicherheit der eingereichten Bilanz ein: 
Geſellſchaft iſt als Geſellſchaftsvermögen nur das zuſtehen. 
wirklich gezeichnete Antheilſcheinkapital aufzu. 8) Der General- Bevollmächtigte iſt verpflichtet, die 
führen. von der Geſellſchaft ausgehenden, oder bereits 
4) die Geſellſchaft hat wenigſtens in einem der ausgegangenen, auf den Geſchäftsbetrieb ſich be⸗ 
Preußiſchen Orte, in welchen ſie Geſchäfte betreibt, ziehenden Schriftſtücke, namentlich Inſtruktionen, 
einen dort anſäſſigen, zur Haltung eines ee Tarife, Geſchäftsanweifungen, auf Erfordern des 
lokals verpflichteten General⸗Bevollmächtigten zu Miniſters für Handel und Gewerbe oder der 
beſtellen, und wegen aller aus ihren Geſchäften Landespolizei⸗Behörde vorzulegen, auch alle in 
mit Preußiſchen Staatsangehörigen entſtehenden Bezug auf die Geſellſchaft und die Niederlaſſung 
Verbindlichkeiten, je nach der Wahl der Ver⸗ zu gebende ſonſtige Auskunft zu beſchaffen und 
ſicherten, entweder bei dem Gerichte jenes Ortes die betreffenden Papiere vorzulegen. 
oder im Gerichtsſtande des die Verſicherung ver- 9) Die Erlaubniß wird nur für den Transportver⸗ 
mittelnden Agenten Recht zu nehmen. Die bezüg⸗ ſicherungszweig und auch für dieſen nur auf ſo 
liche Verpflichtung iſt in jede für Preußiſche Staats⸗ lange ertheilt, als die Geſellſchaft ſich auf den 
angehörige auszuſtellende Police aufzunehmen. Betrieb dieſes Zweiges und der nach ihren Sta⸗ 
Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter tuten zuläſſigen Rückverſicherungsgeſchäfte be⸗ 
geſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren mit ſchränkt. Sollte ſie zum Betriebe anderer Ge⸗ 
Einſchluß des Obmanns Preußiſche Staatsan⸗ ſchäftszweige übergehen, ſo iſt dies zur Kenntniß 
gehörige ſein. f des Miniſters für Handel und Gewerbe zu bringen 
5) Alle Verträge mit Preußiſchen Staatsangehörigen und die Verlängerung der Erlaubniß nachzuſuchen. 
ſind von dem Wohnorte des in Preußen beſtellten Letztere kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der 
General-Bevollmächtigten oder eines der Preußi⸗ Angabe von Gründen bedarf, lediglich nach dem 
ſchen Unteragenten aus abzuſchließen. Ermeſſen des Miniſters für Handel und Gewerbe 
6) Der Königlichen Landespolizeibehörde, in deren zurückgenommen und für erloſchen erklärt werden. 
Bezirk die Geſchäfts⸗Niederlaſſung ſich befindet, 10) Durch dieſe Erlaubniß wird die Befugniß zum 
iſt in den erſten vier Monaten jedes Geſchäfts⸗ Erwerbe von Grundſtücken in Preußen nicht er⸗ 
jahrs von dem Generalbevollmächtigten außer der theilt, vielmehr bedarf es dazu in jedem einzelnen 
General⸗Bilanz eine Spezial⸗Bilanz der bezüg- Falle der beſonders nachzuſuchenden miniſteriellen 
lichen Geſchäfts⸗Niederlaſſung für das verfloſſene Genehmigung. 


Jahr einzureichen und in dieſer das in Preußen 
befindliche Aktivum von dem übrigen Aktivum 
geſondert aufzuführen. Der zuſtändigen Behörde 


Berlin, den 23. Dezember 1895. 
(L. S.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: (gez.) von Wendt.“ 


Erlaubniß 
zum Betriebe des Transport⸗Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſchäfts in Preußen für 
die Heilbronner Verſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaft in Heilbronn. A. 5196. 


1. 


Auszug aus den Statuten 


der 
Heilbronner Verſicherungsgeſellſchaft 
zu Heilbronn. 


Firma und Sitz der Geſellſchaft. 
$ 1. Unter der Firnta: 
Heilbronner Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
wird durch gegenwärtiges Statut eine Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft mit dem Sitz in Heilbronn errichtet. 
Gegenſtand des Unternehmens. 
§ 2. Gegenſtand ihres Unternehmens iſt die Ver⸗ 
ſicherung und Rückverſicherung gegen die Gefahren der 
Schifffahrt, ſowie des Land⸗Transportes. 
Grundkapital und deſſen Vertheilung. 
§ 4. Das Grundkapital wird auf Zweieinhalb 
Millionen Mark feſtgeſetzt, eingetheilt in 2500 Aktien 
zu je Mark 1000,—. 
Mit der Ausgabe von Zwei Millionen Mark iſt 
die Geſellſchaft konſtituirt. 
Die Ausgabe des reſtlichen Aktienkapitals von 
Mk. 500000, — iſt nach Maßgabe des Beſchluſſes der 
konſtituirenden General⸗Verſammlung dem Vorſtande 
unter Ueberwachung des Aufſichtsrathes in der Art 
überlaſſen, daß jeweils nach Zeichnung von mindeſtens 
100 Stück Aktien Eintrag in das Handelsregiſter zu 
erfolgen hat. Die Ausgabe der Aktien erfolgt min⸗ 
deſtens zum Nennbetrage. Es kann aber auch die 
Leiſtung eines höheren Betrages feſtgeſetzt werden. 
Das Aufgeld fließt dem Kapital⸗Reſerve⸗Fonds zu. 
Ein Aktionär darf nicht über 100 Aktien beſitzen. 
Die weitere Erhöhung des Grundkapitals der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt vor der vollen Einzahlung deſſelben zuläſſig. 
Art der Einzahlung. 
§ 5. Von den Aktionären iſt auf jede Aktie eine baare 
Einlage zu machen von 25 %, alſo von Mk. 250,.— 
worüber auf Namen lautende Interims⸗ 
ſcheine ausgeſtellt werden. Für die auf 
jede Aktie weiter entfallenden Mk. 750,.— 
ſind von den Aktionären Schuldſcheine 
einzulegen, durch welche jeder derſelben 
ſich verpflichtet, 8 Tage nach erfolgter 
durch Poſtſchein nachzuweiſenden An⸗ 
forderung einzubezahlen 
und 14 Tage nach jener Anforderung 
die reſtlichen . 


Mk. 250,— 


Mk. 500,— 
Mk. 1000,— 
Die Echtheit der Unterſchrift auf dieſen Schuldur⸗ 
kunden iſt gerichtlich oder notariell beglaubigen zu laſſen. 
Eigenſchaft der Aktien. Dwidendenſcheine. Talons. 
§ 6. Die Aktien ſind untheilbar und auf Namen 
lautend. 
auf eine Firma, ſowie auf eine Körperſchaft oder juriſtiſche 
Perſon ausgeſtellt werden. Sie werden nach Formular A. 


Sie können ſowohl auf eine Perſon, als auch 


2 — 
mit der Unterſchrift des Vorſitzenden des Aufſichtsrathes, 
beziehungsweiſe ſeines Stellvertreters, ſowie derjenigen 
des Varſtandes ausgefertigt und mit einer fünfjährigen 
Reihe von Dividendenſcheinen nach Formular B. mit 
einem Talon nach Formular C. ausgegeben. Die Aus⸗ 
gabe einer neuen Reihe von Dividendenſcheinen erfolgt 
nach Einreichung des Talons von fünf zu fünf Jahren. 

Rechte und Verbindlichkeiten der Aktionäre. 

§ 9. Jeder Aktionär hat nach Verhältniß feines 
Aktienbeſitzes Antheil an dem Eigenthume, dem Gewinn 
und dem etwaigen Verluſte der Geſellſchaft. Ueber 
den Nennbetrag hinaus iſt derſelbe für die Verbind⸗ 
lichkeiten der Geſellſchaft nicht verpflichtet. 

Verluſt oder Beſchädigung von Dividendenſcheinen 
und Talons. 

$ 15. Dividenden, welche innerhalb drei Jahren 
vom 31. Dezember desjenigen Jahres an gerechnet, in 
welchem ſie fällig geworden, nicht erhoben ſind, ver⸗ 
fallen zu Gunſten der Geſellſchaft. 
| Organe der Geſellſchaft. 

§ 16. In den Angelegenheiten der Geſellſchaft 
ſind thätig: 

1) die Generalverſammlung der Aktionäre, 

2) der Aufſichtsrath, 

3) der Vorſtand, 

4) die Reviſionskommiſſion. 

Generalverſammlungen. 

| $ 17. Die Geſammtheit der Aktionäre wird durch 
die Generalverſammlung vertreten, zu welcher die 
erſteren insgeſammt zu berufen ſind. 

Die Beſchlüſſe der Anweſenden haben für alle 
Mitglieder der Geſellſchaft bindende Kraft. 

§ 18. Die ordentliche Generalverſammlung wird 
ſpäteſtens im Monat Mai eines jeden Jahres durch 
den Vorſtand an einem von dem Aufſichtsrathe feſtzu⸗ 
ſetzenden und mindeſtens zwei Wochen vorher anzu: 
kündigenden Tage berufen. 

Weitere Generalverſammlungen un der Aufſichts⸗ 
rath zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Geſellſchaft 
erforderlich iſt und ſo oft der Vorſtand es für nöthig 
erachtet oder ſobald es von einer Anzahl von Aktionären, 
deren Antheile zuſammen den zwanzigſten Theil des 
Grundkapitals darſtellen, in einer von ihnen unter⸗ 
zeichneten Eingabe unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt wird. 

Die Einladung zu den Generalverſammlungen iſt 
unter Bezeichnung der Gegenſtände, welche zur Ver⸗ 
handlung kommen werden, mindeſtens 2 Wochen vor 
der Tagfahrt in den Geſellſchaftsblättern zu erlaſſen. 

Erreicht der Verluſt, welcher aus der Jahres⸗ 
bilanz oder einer im Laufe des Geſchäftsjahres auf⸗ 
geſtellten Bilanz ſich ergiebt, die Hälfte des Grund— 
kapitales (§ 10), jo muß der Vorſtand unverzüglich 
die Generalverſammlung berufen und dieſer davon 
Anzeige machen. 

$ 19. An den Generalverſammlungen können nur 
diejenigen Aktionäre theilnehmen, welche zur Zeit der 
Berufung der Generalverſammlung und auch noch am 
Tage derſelben in dem Aktienbuche der Geſellſchaft ein⸗ 
getragen ſind. 


Jeder Aktionär oder ſein geſetzlicher Stellvertreter 
hat in der Generalverſammlung ſo viele Stimmen, als 
er Aktien beſitzt. 

Das Stimmrecht kann nur perſönlich oder durch 
ſchriftlich bevollmächtigte anweſende Aktionäre ausgeübt 
werden. Die Vollmachten bleiben in der Verwahrung 
der Geſellſchaft. 

Mehr als 150 Stimmen, eigene und fremde zu: 

ſammengerechnet, kann ein Aktionär nicht abgeben. 
f Wer durch die Beſchlußfaſſung entlaſtet oder von 
einer Verpflichtung befreit werden ſoll, hat hiebei kein 
Stimmrecht und darf ein ſolches auch nicht für andere 
ausüben. Daſſelbe gilt von einer Beſchlußfaſſung, 
welche die Eingehung eines Rechtsgeſchäfts mit ihm 
betrifft. 

Die Verhandlung über die Bilanz iſt zu vertagen, 
wenn dies mit einfacher Stimmenmehrheit beſchloſſen 
oder von einer Minderheit, deren Antheile den zehnten 
Theil des Grundkapitals darſtellen, verlangt wird, auf 
Verlangen der Minderheit jedoch nur, ſoweit von ihr 
beſtimmte Anſätze der Bilanz bemängelt werden. 

§ 21. Jede in ſtatutengemäßer Weiſe berufene 
Generalverſammlung iſt beſchlußfähig. Die Beſchlüſſe 
werden mit Ausnahme der in § 23 gedachten mit ein⸗ 
facher Stimmen-⸗Mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Die Wahlen 
werden mit Ausnahnte der gegentheiligen Beſtimmungen 
in § 20 vermittelſt ſchriftlicher Abſtimmung und eben⸗ 
falls nach einfacher Stimmen⸗Mehrheit vollzogen. Bei 
Stimmen-Gleichheit entſcheidet das höhere Lebensalter. 

§ 22. Zur Tagesordnung der ordentlichen Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung gehören: 

1) der Bericht des Vorſtandes und Aufſichtsrathes 
über die Lage des Geſchäftes im allgemeinen, 
ſowie insbeſondere über das Geſchäftsergebniß 
des verfloſſenen Jahres; 

2) Bericht und Anträge der Reviſions⸗Kommiſſion; 

3) der Beſchluß über die Verwendung des Rein⸗ 
gewinnes; 

4) Berathung und Beſchlußfaſſung über Anträge des 
Aufſichtsrathes oder des Vorſtandes ſowie ein⸗ 
zelner Aktionäre, welch letztere mindeſtens 20 Tage 
vor der Generalverſammlung mit ihrer Begrün: 
dung ſchriftlich dem Vorſtande und von dieſem 
ſofort dem Aufſichtsrathe vorzulegen ſind; 
die Wahl von Mitgliedern des Aufſichtsrathes 
und der Reviſions⸗Kommiſſion, ſowie ihrer Erſatz⸗ 
männer. 

8 23. Die Beſchlußfaſſung über: 

1) Erhöhung oder Herabſetzung bezw. theilweiſe Zu⸗ 

rückbezahlung des Aktienkapitales der Geſellſchaft; 

2) Abänderung der Statuten; 

3) Abänderung bezw. Erweiterung des Gegenſtandes 
der Unternehmung; 

. 4) Auflöſung der Geſellſchaft 

id nur in außerordentlicher General⸗Verſammlung 

die ine Zuſtimmung von mindeſtens 1251 Stimmen, 

rare wenigſtens drei Viertheile des in der Gene⸗ 

muß ammlung vertretenen Grundkapitals repräſentiren 
ſen, erfolgen. Im Falle eine erſte Generalver⸗ 
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unenzahl nicht repräſentirt, jo wird 
welche ohne Rückſicht auf die Zahl 
der vertretenen Aktien mit einer Mehrheit von drei 
Viertheilen des in der Generalverſammlung vertretenen 
Grundkapitales beſchlußfähig iſt. 
Aufſichtsrath. 

§ 24. Zur Ueberwachung der Gef 
des Vorſtandes in allen Zweigen der Verwaltung wird 
ein aus ſieben Mitgliedern beſtehender Aufſichtsrath 
durch die Generalverſammlung beſtellt. Von dieſen müſſen 
mindeſtens ſechs ihren Wohnſitz in Heilbronn haben. 

Die Wahl des Aufſichtsrathes gilt für die Dauer 
des erſten Geſchäftsjahres bezw. bis zur erſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung. Später wird derſelbe auf 
einen Zeitraum von 4 Jahren, welcher je von einer 
ordentlichen Generalverſammlung zur andern zu rechnen 
iſt, gewählt, und die Wahlen ſo eingerichtet, daß or⸗ 
dentlicher Weiſe alle zwei Jahre abwechſelnd für den 
Aufſichtsrath die Wahl von drei oder vier Mitgliedern 
ſtattfindet. Bei Stimmen⸗Gleichheit entſcheidet das 
höhere Lebensalter unter den Gewählten. Ihre Legiti⸗ 
mation erhalten ſie durch die Protokolle über die Ver⸗ 
handlungen der betreffenden Generalverſammlungen, 
bezw. durch Auszüge, welche die Eintragung ihrer 
Wahlen in das Handelsregiſter beſtätigen. Die aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder ſind wieder wählbar. 

Tritt ein Mitglied im Laufe ſeiner Wahlperiode 
aus, ſo findet in der darauf folgenden Generalver⸗ 
ſammlung für die Reſtzeit eine Neuwahl ſtatt. 

§ 26. Der Aufſichtsrath wählt den Vorſtand und 
regelt die Verträge mit demſelben. 

Vorſtand. 

§ 30. Der von dem Aufſichtsrath beſtellte Vor⸗ 
ſtand der Geſellſchaft beſteht aus mindeſtens zwei Mit⸗ 
gliedern. Dieſelben legitimiren ſich durch den ihre Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter beſtätigenden Auszug. 

Alle die Geſellſchaft verpflichtenden Urkunden, mit 
Ausnahme der von den Agenten ausgeſtellten Policen, 
für welche die Unterſchrift des betreffenden Agenten 
genügt, müſſen entweder von zwei Mitgliedern des 
Vorſtandes oder von einem derſelben und einem von 
dem Aufſichtsrathe hiefür bevollmächtigten Beamten der 
Geſellſchaft unterzeichnet ſein, und zwar in der Weiſe, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Geſellſchaft oder 
zu der Benennung des Vorſtandes ihre Unterſchrift 
hinzufügen. 

Ihre Beſtellung iſt zu jeder Zeit widerruflich 
unbeſchadet der Entſchädigungsanſprüche aus beſtehen⸗ 
den Verträgen. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haben eine von 
dem Aufſichtsrathe zu beſtimmende Kaution zu leiſten. 

Der Vorſtand muß in den erſten 4 Monaten des 
Geſchäftsjahres für das verfloſſene Geſchäftsjahr eine 
Bilanz, eine Gewinn⸗ und Verluſt⸗Rechnung, ſowie 
einen den Vermögensſtand und die Verhältniſſe der 
Geſellſchaft entwickelnden Bericht dem Aufſichtsrathe 
und mit deſſen Bemerkungen der Generalverſammlung 
vorlegen. Er hat die Vorlagen mindeſtens 2 Wochen 
vor der Verſammlung in dem Geſchäftslokale der 
Geſellſchaft zur Einſicht der Aktionäre auszulegen. 


ſammlung dieſe Stin 
eine zweite berufen, 


chäftsführung 
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§ 31. Der Vorſtand, welcher die Geſellſchaft in 
allen ihren gerichtlichen und außergerichtlichen Ange⸗ 
legenheiten vertritt, hat ſich bei der Geſchäftsführung 
an die geſetzlichen Vorſchriften, die Beſtimmungen der 
Statuten, die Beſchlüſſe der Generalverſammlungen 
und die Inſtruktionen des Aufſichtsrathes zu halten. 

Er bedarf insbeſondere der genehmigenden Zu⸗ 
ſtimmungen des Aufſichtsrathes: 

1) bei Anſtellung und Entlaſſung von Beamten der 
Geſellſchaft; 

2) bei Bewilligung von Tantièmen, Gratifikationen 
und Penſionen an Beamte der Geſellſchaft; 

3) bei Feſtſetzung der Normen für Police⸗Bedin⸗ 
gungen, Prämienſätze und Verträge mit anderen 
Verſicherungsgeſellſchaften; 

4) bei Anlage der Kapitalien der Geſellſchaft; 

5) zur Theilnahme als Vorſtands⸗ oder Aufſichts⸗ 
rathsmitglied an einer andern Geſellſchaft. 

Der Vorſtand wohnt den Sitzungen des Auf: 
ſichtsrathes mit berathender Stimme bei, und hat dem 
Aufſichtsrathe vierteljährlich eine Ueberſicht über den 
Stand des Geſchäftes vorzulegen. 

Reviſtons⸗Kommiſſion. 

§ 33. Die Reviſions⸗Kommiſſion, welche in jeder 
ordentlichen General⸗-Verſammlung behufs der Funktion 
bei dem nächſtfolgenden Rechnungsabſchluſſe zu wählen 
iſt, beſteht aus drei Mitgliedern der Geſellſchaft. Außer 
denſelben ſind drei Erſatzmänner zu wählen. 

$ 34. Sie iſt dazu berufen, die Bilanz und den 
Vorſchlag bezüglich Verwendung des Gewinnes zu 
prüfen, von dem Gange der Angelegenheiten der Geſell⸗ 
ſchaft ſich zu unterrichten, auch die auf die Nutzbar⸗ 
machung der disponiblen Fonds bezüglichen Dokumente 
einer Durchſicht zu unterwerfen, zu welchem Zwecke ihr 
Einſichtnahme von den Büchern und ſämmtlichen Doku— 
menten der Geſellſchaft freiſteht. 

Wenn die Tagfahrt für die General verſammlung 
nach Abſchluß der Bilanz beſtimmt ſein wird, hat der 
Vorſtand die Mitglieder der Kommiſſton zum Zufam⸗ 
mentritt am Sitze der Geſellſchaft einzuladen. 

Koſten, welche aus Veranlaſſung dieſer Funktion 
erwachſen, werden den Mitgliedern aus der Gejell- 
ſchaftskaſſe vergütet. 

Nechnungs⸗Abſchluß und Dividenden⸗Vertheilung. 

Reſervefonds. 

§ 35. Der Abſchluß der Bilanz iſt auf den 
31. Dezember eines jeden Jahres feſtgeſetzt, erſtmals 
jedoch auf den 31. Dezember 1896, und iſt von dem 
Vorſtande uach Maßgabe des Art. 239 b des deutſchen 
Handelsgeſetzbuches und nach ſoliden kaufmänniſchen 
Grundſätzen vorzunehmen. 

In die Paſſiva iſt namentlich auch die Reſerve für 
ſchwebende Schäden, ſowie die Reſerve für die noch 


laufenden Riſiken und etwaige ſonſtige Bedürfniſſe auf⸗ 


zunehmen. Die Höhen dieſer Reſerven, ſowie die Ab⸗ 
ſchreibungen auf Mobilien und Immobilien beſtimmt der 
Aufſichtsrath auf Vorſchlag des Vorſtandes. Der Ueber⸗ 
ſchuß der Aktiva über die Paſſiva, zu welch letzteren 


auch die Reſervefonds des letzten Jahres und das Aktien⸗ 

kapital gehören, bilden den Reingewinn der Geſellſchaft. 

§ 36. Von dieſem Reingewinn kommen in Abzug: 

1) 10 % zur Zuweiſung an den Reſervefonds und 

zwar inſolange und inſoweit als es nöthig iſt, 

um das Vermögen dieſes Fonds auf der Höhe 

von 10 % des ausgegebenen Aktienkapitals zu 

erhalten. Auf den Antrag des Aufſichtsrathes 

kann die Generalverſammlung die Schaffung 
weiterer Reſervefonds beſchließen. 

2) Die Tantiemen des Aufſichtsrathes ($ 28) und 

des Vorſtandes (§ 32). 

Aus dem alsdann verbleibenden Reſtgewinne 
wird nach dem im Geſchäftsbericht gemachten Vorſchlag 
durch die Generalverſammlung die Dividende beſtimmt, 
deren Ausbezahlung am 1. Juni des laufenden Jahres 
zu erfolgen hat. 

Ergiebt der Abſchluß der Bilanz einen Verluſt, 
ſo wird dieſer zunächſt aus dem geſetzlichen Reſerve⸗ 
fonds, inſoweit dieſer dazu ausreicht, erſetzt. 

Auflöſung und Liquidation der Geſellſchaft. 

§ 37. Iſt die Auflöſung der Geſellſchaft beſchloſſen 
oder verfügt, ſo wird die Liquidation durch Beſchluß 
der Generalverſammlung dem Vorſtande oder einer 
beſonderen Kommiſſion übertragen. 

Ihre Legitimation erhalten die Liquidatoren durch 
das Protokoll über ihre Wahl, bezw. beglaubigte Aus⸗ 
züge aus demſelben. 

Auf Antrag des Aufſichtsrathes oder von Aktio⸗ 
nären, deren Antheile zuſammen den zwanzigſten Theil 
des Grundkapitals darſtellen, kann die Ernennung von 
Liquidatoren durch den Richter erfolgen. 

Die Aktionäre müſſen bei Stellung des Antrages 
auf Auflöſung mindeſtens 6 Monate im Beſitze der 
Aktien ſein. 

§ 38. Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft 
haftet dieſelbe für alle noch laufenden Riſiken bis zu 
deren Ablauf, und das Vermögen der Geſellſchaft darf 
auch nach Ablauf der Friſt des Art. 245 des deutſchen 
Handelsgeſetzbuches nur ſo weit vertheilt werden, als 
mit der Sicherſtellung der noch laufenden Verpflich⸗ 
tungen verträglich iſt. 

8 39. Auf Anordnung der Liquidations⸗Kom⸗ 
miſſion iſt jeder Aktionär verpflichtet, die nöthigen 
ſtatutenmäßigen Geldzuſchüſſe zu leiſten. 

Bekanntmachungen der Geſellſchaft. 
| § 40. Bekanntmachungen, welche der Aufſichts⸗ 
rath oder der Vorſtand Namens der Geſellſchaft oder 
eintretenden Falles eine Liquidations⸗Kommiſſion in 
öffentlichen Blättern zu erlaſſen hat, ſind in die Neckar⸗ 
Zeitung und in den Schwäbiſchen Merkur, und, ſoweit 
fie geſetzlich vorgeſchrieben find, in den deutſchen Reiche: 
anzeiger einzurücken. 

Der Aufſichtsrath iſt berechtigt, dieſe Blätter 
durch andere zu erſetzen oder hinzuzufügen, wenn er es 
von den Verhältniſſen geboten erachtet, vorbehaltlich 
des in dem Handelsregiſter hierüber zu veranlaſſenden 
Eintrages. 


Ausgegeben am 7. Mai 1896. 


Druck der R. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


